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Zur Berwaltungs-Autonomie in Galizien. 
— Aus Lemberg. 


In Galizien, in jenem öſterreichiſchen Kronlande, deſſen Ver⸗ 
treter im Landtage und im Reichsrathe die Idee der Selbſtverwaltung 
ſtets ſo eifrig gehegt und gepflegt haben, beginnt eine ganz eigen⸗ 
thümliche Bewegung Platz zu greifen. Um es kurz zu ſagen, ſelbſt 
die gut polniſchen und gut autonomiſtiſch geſinnten Kreiſe wiſſen nicht 
recht, was ſie mit der ihnen gewährten Autonomie beginnen ſollen. 
In der Theorie mit zäher Hartnäckigkeit jede aütonomiſtiſche Conceſſion 
vertretend und beſchüͤtzend, können die Fuͤhrer des Landes nicht umhin, 
zu geſtehen, daß der Landesausſchuß ſo wie die Bezirksvertretungen 
in der Praxis keine weſentlichen Erfolge aufzuweiſen haben. Wir 
müßten die Thatſachen fälſchen, wollten wir die Behauptung aufſtellen, 
daß man in Galizien der Autonomie müde ſei oder bereit wäre, auf 
das Selfgovernment zu verzichten; dem iſt nicht ſo, man will nicht 
einen Fuß breit Autonomie opfern, aber man forſcht vergebens nach 
der rettenden Hand, welche es vermöchte das Land aus dem Dualis⸗ 
mus, der gleichzeitigen Herrſchaft der Landes⸗ und der landesfürſtlichen 
Behörden in der Verwaltung zu erlöſen. „Beſeitigung des gefährlichen 
und ſchädlichen Dualismus der Behörden“ — das iſt das Loſungs⸗ 
wort in Galtzien geworden. 

Wir brauchen nur die vorliegenden Symptome zu ſammeln, 
und wir überlaſſen es dem Leſer, ſich ein Urtheil über die Situation 
zu bilden. Der Erkenntniß, daß es ſo nicht weiter gehen könne, daß 
der gegenwärtige Zuſtand unhaltbar ſei und im Speciellen, daß etwas 
geſchehen müſſe, um die bisher ſterile Thätigkeit der Bezirksvertre⸗ 
tungen zu befruchten, dieſer Erkenntniß gab zuerſt der Ausſchuß der 
Bezirksrepräſentanz von Brzesko in Weſtgalizien muthigen Ausdruck, 
indem er der Plenarverſammlung folgenden Antrag zur Annahme 
empfahl: „Die Bezirksvertretung von Brzesko erachtet die Reorga⸗ 


niſation der Bezirksvertretungen für nothwendig und 
beſchliet zu dieſem Behufe eine Petition an den Landtag, in welcher 
um Ueberlaſſung einer vollftändigen Executive an die Bezirksvertre⸗ 
tungen, oder, im entgegengeſetzten Falle, um Aufhebung dieſer auto⸗ 
nomen Köͤrperſchaften und um Ueberweiſung ihrer bisherigen Functio⸗ 
nen an die k. k. Bezirkshauptmänner angeſucht werden ſoll.“ Die Be⸗ 
zirksvertretung von Brzesko hat dieſen Antrag zum Beſchluſſe erhoben 
und in einem Circulare auch die andern galiziſchen Bezirksvertretun⸗ 
gen aufgefordert, ihrem Beiſpiele zu folgen und ähnliche Petitionen 
an den Landtag zu richten. Der Schritt der Bezirksvertretung von 
Brzesko fand in Galizien eine getheilte Aufnahme. Die Idee der Re⸗ 
organiſation der Bezirksvertretungen acceptirten und befürworteten alle ver⸗ 
nünftigen Elemente, aber in nationalen Kreiſen wußte man, der erſte Theil 
der erwähnten Petition werde kaum berückſichtiget werden, und man befürch⸗ 
tet daher, es könnte die zweite daſelbſt angedeutete Alternative eintreten, näm⸗ 
lich die Ueberweiſung der Functionen der Bezirksvertretungen an die k. k. Be⸗ 
zirkshauptmaͤnner, womit natürlich das Schickſal der autonomen Be⸗ 
hörden beſtegelt wäre. Aber ſelbſt der galiziſche Landesausſchuß erkennt 
die Unhaltbarkeit der gegenwärtigen Zwitterverhältniſſe und bemüht 
ſich, dem Petitionsſturme der Bezirksvertretungen zuvorzukommen, in⸗ 
dem er folgenden Antrag für den Landtag vorbereitet: „Der Landtag 
richtet an die Regierung das Anſuchen, dieſelbe wolle dem Landtage 
Vorlagen unterbreiten, welche den Zweck hätten, das Verhältniß der 
adminiſtrativen Regierungsbehörden zu den Bezirksausſchüſſen und 
zum Landesausſchuſſe in einer Weiſe zu ordnen, daß an die Stelle 
der zweifachen executiven Organe einheitliche treten wür⸗ 
den, zuſammengeſetzt aus Staatsbeamten und den von den Bezirks⸗ 
vertretungen, beziehungsweiſe von dem Landtage delegirten Mitgliedern“. 
Es iſt uns nicht bekannt, wie der Landesausſchuß ſeinen Antrag in 
der Praxis zu verwirklichen gedenkt, aber wir glauben nicht fehl zu 
gehen, wenn wir, als ſeinen Intentionen entſprechend, den bekannten 
Modus ſignaliſiren, demzufolge der Bezirkshauptmann, beziehungsweiſe 
der Statthalter verpflichtet wäre, die unter feinem Vorſitze von der 
Bezirksvertretung, beziehungsweiſe von dem Landesausſchuſſe gefaßten 
Beſchlüſſe zu exequiren. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die Staatsverwaltung kaum geneigt 
ſein dürfte, einen ähnlichen Antrag zu acceptiren, und die Rolle des 
Vollſtreckers des Willens der autonomen Behörden zu übernehmen, es 
ſei denn, daß ſich die letzteren die Clauſel gefallen ließen, daß die lan⸗ 
desfürſtlichen Behörden nur inſoweit verpflichtet wären, dieſen Be⸗ 
ſchlüſſen den Arm der Executive zu leihen, inſoferne ſie mit denſelben 
übereinſtimmen. Den heißblütigen Elementen im Lande ſchwebt über⸗ 
dies ein aus der ſogenannten galiziſchen Reſolution herübergenomme⸗ 
ner Gedanke vor, den Bezirkshauptmann der Bezirksvertretung gegen⸗ 
über, und den Statthalter dem Landtage gegenüber verantwortlich zu 
machen. Das hieße ein Hinterpförtchen dem 8. Punkte der galiziſchen 
Reſolution öffnen und die verantwortliche Landesregierung deeretiren. 
Auch für dieſe Idee wird ſich die Staatsverwaltung nicht ſonderlich 

begeiſtern. Das Beſtreben, in die jetzige autonome Verwaltung Breſche 
zu ſchießen, hat übrigens bereite auch concrete Form gewonnen und 


zwar von einer Seite, die dem Gedanken der Selbſtverwaltung zum 
Mindeſten nicht abhold iſt. N 

Es gilt nämlich in der öffentlichen Meinung in Galizien als 
Thatſache, daß die Statthalterei mit einem Projecte hervortrat, kraft 
deſſen die Bezirks⸗Straßenausſchüſſe unter Vorſitz der k. k. Bezirks⸗ 
hauptmänner, ihre Berathungen zu pflegen und ihre Beſchlüſſe zu 
faſſen hätten, andererſeits aber die k. k. Bezirkshauptmänner gehalten 
wären, dieſe Beſchlüſſe fofort zu vollziehen, jene Fälle ausgenommen, 
in denen fie aus geſetzlichen Motiven derlei Beſchlüſſe als undurchführ⸗ 
bar bezeichnen ſollten. Dieſes Project hatte die Beſtimmung, den Ber 
ſchlüſſen der Bezirksvertretungen den nöthigen Nachdruck zu verleihen 
und dem Lande zu einem gehörigen Straßennetze zu verhelfen. An 
dem Willen der Bezirksvertretungen, Straßen zu bauen, zweifelt die 
Statthalterei gewiß nicht, aber ſie ſcheint mehr als überzeugt zu fein, 
daß dem guten Willen weder die entſprechende Energie, noch die exe⸗ 
cutive Gewalt zur Seite ſtehen werde. Nach dem Compromißvor⸗ 
ſchlage der Statthalterei würden die Bezirks vertretungen durch Unter⸗ 
werfung unter die Botmäßigkeit der k. k. Bezirkshauptmänner eine 
prineipielle Einbuße in Bezug auf ihre autonomen Rechte erleiden, 
dagegen ein gleiches Maß von executiver Kraft für ihre Beſchlüſſe 
erzielen. Es laßt ſich nicht leugnen, daß dieſer allerdings höchſt prak⸗ 
tiſche Vorſchlag einen Eingriff in die autonomen Rechte der Bezirks⸗ 
vertretungen enthielte, und dies um ſo mehr, als er conſequenter Weiſe 
ein ähnliches Verhältniß zwiſchen dem Statthalter und dem Landes⸗ 
ausſchuſſe in allen den Straßenbau betreffenden Fragen bedingen 
würde. Das dürften auch die Motive geweſen fein, welche den gut 
gemeinten Vorſchlag nicht reifen ließen. Die Staatsverwaltung will 
nicht an die Autonomie Hand anlegen, würde aber wahrſcheinlich 
einem ähnlichen ſpontanen Antrage aus dem Schoße des Landtages 
ſelbſt, keine Schwierigkeiten in den Weg legen. Wir ſind nun recht 
neugierig, wie ſich die Bezirksvertretungen, der Landesausſchuß und 
der Landtag aus der Verlegenheit, in der ſie ſich unſtreitig befinden, 
helfen und wie fie eine der ſchwierigſten und für das Land ſo weſent⸗ 
lichen Fragen löſen werden. Ich verſpreche Ihnen, Ihre geehrte Zeit⸗ 
ſchrift über den weiteren Verlauf dieſer Angelegenheit au courant 
zu erhalten. Mittlerweile hat der Landtag einen von vielen rutheniſchen 
Abgeordneten eingebrachten Antrag auf gänzliche Beſeitigung der Be⸗ 
zirksvertretungen einfach verworfen, der Landesausſchuß dagegen hat 
feinen oben reprodueirten Antrag noch nicht dem Landtage überreicht. 

Dr. B. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Botendienſte für die Amtsverwaltung der Gemeinde können als 
„Dienſte für Gemeindeerforderniſſe“, jedoch nur in der Art ſteuer⸗ 
mäßiger Leiſtungen gefordert werden. 

Zur politiſchen Ortsgemeinde W. in Böhmen gehören die Ort⸗ 
ſchaften A., B., K., S. und W. Unterm 29. Mai 1872 beſchwerte 
ſich der Hausbeſitzer Joſef E. aus B. bei der Bezirkshauptmannſchaft 
darüber, daß ihm das Gemeindeamt von W. den Auftrag ertheilt hat, 
abwechſelnd mit Wenzl D. aus B. „das Tragen der Zettel und 
Kundmachungen in die Ortſchaft S.“ zu beſorgen. 

Ueber dieſe Beſchwerde hat die Bezirkshauptmannſchaft dem Gemein⸗ 
devorſteher in W. zur Darnachachtung in künftigen Fällen eröffnet, daß 
den Ortsbewohnern im Hinblicke auf die Beſtimmungen der 88 36, 
53 und 54 der Gem⸗Ord. ) „eine Unterſtützung des Gemeindeam⸗ 
tes bei Verſehung ortspolizeilicher und anderer Geſchäfte nur auf 
Grund eines vorausgegangenen Beſchluſſes des Gemeinde⸗Ausſchuſſes 
zur Pflicht gemacht werden kann. Es könne daher auch dem Joſef 
E. in B. die oben erwähnte Beförderung behördlicher Kundmachun⸗ 
gen nach S. nur auf Grund eines giltigen Beſchluſſes des Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuſſes aufgetragen werden“. 

Darauf hin hat der Gemeinde⸗Ausſchuß von W. den Beſchluß gefaßt, 
„daß die gemeindeämtlichen Kundmachungen oder anderen Zettel, inſo⸗ 
lange als keine Aenderung eintritt, ſtets von den Ortsbewohnern fo 
befördert werden müſſen, wie es bisher von Haus zu Haus geſchehen 
iſt, und es habe Joſeph E. in B. derlei Kundmachungen abwechſelnd 
mit Wenzel D. in die Ortſchaft S. zu befördern“. 

Da ſich Joſeph E. ungeachtet dieſes Beſchluſſes des Gemeinde⸗ 


) Dieſe ſowie die weiters citirten Paragraphe beziehen ſich auf die Gemeinde⸗ 
ordnung für Böhmen vom 16. April 1864. 
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Ausſchuſſes geweigert hat, das Zetteltragen nach S. zu beſorgen, ſo 
wurde derſelbe vom Gemeindevorſteher in W. zu einer Geldſtrafe von 
1 fl. öſterr. Währ. zu Handen des Localarmenfondes verurtheilt. 

Joſeph E. recurrirte an die Bezirkshauptmannſchaft, indem er be⸗ 
tonte, daß ihm nicht zugemuthet werden könne, Botendienſte zu verrichten. 
Die Bezirkshauptmannſchaft wies jedoch dieſe Berufung zurück. E. er⸗ 
griff nun den Recurs au die Statthalterei, in welchem darauf hinge⸗ 
wieſen wurde, daß nach dem § 54 der Gemeindeordnung der Ge⸗ 
meinde⸗Ausſchuß, inſoweit es zur leichtern Verſehung der ortspolizei⸗ 
lichen und anderen örtlichen Geſchäfte erforderlich iſt, allerdings fuͤr 
einzelne Theile der Gemeinde dort wohnende wählbare Gemeindemit⸗ 
glieder zur Unterſtützung des Gemeindevorſtehers bei Beſorgung der 
gedachten Geſchäfte beſtellen könne. Allein vorliegend ſei eine ſolche 
Beſtellung von Delegirten weder erforderlich (da das Zetteltragen 
wohl durch den Gemeindeboten beſorgt werden könne), noch handle 
es ſich um ein örtliches Geſchäft, da die Zettel und ſonſtigen gemein⸗ 
deämtlichen Kundmachungen in die nächſtgelegene Ortſchaft S. ge⸗ 
tragen werden ſollen. N 

Die Statthalterei hat hierauf die bezirkshauptmannſchaftliche 
Entſcheidung behoben und den Recurrenten von der ihm auferlegten 
Ordnungsſtrafe pr. 1 fl. öſterr. Währ. losgeſprochen, da die Ord⸗ 
nungsſtrafe weder durch ein Geſetz oder eine Vorſchrift ausgeſprochen 
tt (§ 62 Gemeindeordnung), noch durch den Gemeindevorſteher 
oder den Gemeinde-Ausſchuß angedroht war, und es ſich überhaupt 
hier um keinen ſpeciell zur Ortspolizei gehörigen Gegenſtand 
handle. Zugleich hat die Statthalterei in dieſer Entſcheidung den 
Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes, kraft deſſen die Ortsinſaſſen 
und insbeſondere Joſeph E. zur Beförderung von gemeindeämtlichen 
Kundmachungen und dergleichen Circularen verpflichtet wurde, ſiſtirt 
und ſomit deſſen Vollziehung unterſagt, weil dieſer Beſchluß gegen 
die beſtehenden Geſetze verſtößt. 

Der Gemeindevorſteher von W. hat nun im Miniſterialrecurſe 
um Behebung der ausgeſprochenen Siſtirung jenes Auſchußbeſchluſſes 
gebeten, insbeſonders darauf hinweiſend, daß es bei der großen Aus⸗ 
dehnung der Gemeinde W. und bei der Entfernung der einzelnen 
Anſtedlungen ganz unmöglich fet, die Zuſtellung ſämmtlicher gemein⸗ 
deämtlichen Kundmachungen durch den Gemeindeboten zu veranlaſſen. 
Auch werde die Thätigkeit der Ortsinſaſſen bei Zuſtellung der Zettel 
von Haus zu Haus nur in ganz geringem Maße in Anſpruch genom- 
men. Daß Joſef E. verpflichtet wurde, die Zettel und ſonſtigen Kund⸗ 
machungen nach S. zu befördern, habe feinen Grund darin, daß die 
Anſäßigkeit des Joſeph E. in B. der Ortſchaft S. am nächſten ge⸗ 
legen iſt. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 3. Auguſt 1873, 8. 9147 
der Berufung des Gemeindevorſtehers von W. Folge gegeben und 
die ausgeſprochene Siſtirung behoben, „da durch dieſen Beſchluß der 
Gemeinde⸗Ausſchuß weder den Wirkungskreis der Gemeinde überſchrit⸗ 
ten hat, noch gegen die beſtehenden Geſetze vorgegangen iſt. Nach dem 
§ 88 der G. O. können durch Beſchluß des Gemeinde⸗Ausſchuſſes für 
Gemeindeerforderniſſe Dienſte (Hand⸗ und Zugdienfte) gefordert 
werden. Der Beſchluß des W. er Gemeinde⸗Ausſchuſſes hält ſich vollkommen 
innerhalb des Rahmens dieſer geſetzlichen Beſtimmung und es kana 
der bloße Umſtand, daß der Gemeinde⸗Ausſchuß unterlaſſen hat, die 
geforderten Dienſte gleichzeitig abzuſchätzen und die Vertheilung nach 
Maßgabe der directen Steuern vorzunehmen ($ 88, alin. 2) zu 
einer Siſtirung um ſo weniger Anlaß bieten, als über Beſchwerden 
gegen die individuelle Repartition dieſer Dienſte im autonomen Wege 
zu entſcheiden wäre“. Zugleich wurde der Statthalterei aufgetragen, 
den Gemeindevorſteher von W. in entſprechender Weiſe aufmerkſam 
zu machen, „daß er ſich in Hinkunft zur Geltendmachung der durch 
den obigen Gemeindebeſchluß geforderten Dienſte nach Maßgabe der 
Beſtimmungen des § 88 alinea 2—4 zu benehmen habe“. r. 


Die durch die beſtehenden Geſetze in Angelegenheiten der Benützung, 

Leitung oder Abwehr von Gewäſſern gegründete Zuſtändigkeit der 

politiſchen Behörden kann durch kein wie immer geartetes Ueber⸗ 
einkommen der Parteien geändert werden. 


Mit Klage vom 20. Mai 1871, 3. 6400, ſtellte Michael 
Thomaſeth als Beſitzer des Fötſchenſchmiedgütels wider den Säge⸗ 
mühlbeſizer Anton Plank bei dem k. k. ſtädtiſch⸗delegirten Bezirks⸗ 
gerichte in Bozen das Begehren auf folgendes. Erkenntniß: 


1. Anton Plank ſei ſchuldig, das ausſchließliche Eigenthum des 
Klägers an dem zum Föotſchenſchmiedgütel in Welſchnofen gehörigen 
Grunde von etwa 500 Quadratklaftern (begrenzt gegen Abend und 
Mitternacht von dem Bethaler⸗ oder Kardaunerbache, von den Wald⸗ 
und Wiesgründen des Alois Pichler, Springer 2c.) anzuerkennen, und ferner 

2. binnen 14 Tagen die von ihm auf des Klägers obbeſchrie⸗ 
benem Grunde errichtete Waſſerleitung (Sagbach), welche fi vom 
Kardaunerbache abzweigt und in einer Entfernung von demſelben in 
gleicher Richtung mit letzterem über obiges Grundſtück bis zur Säge 
des Geklagten lauft, inſoweit dieſelbe das Grundſtück des Klägers 
berührt, zu entfernen, die Gerichtskoſten aber zu erſetzen. 

Der erſte Theil dieſes Begehrens wurde auf Urkunden, der 
zweite Theil hingegen auf das Verſprechen des Belangten geſtützt, 
welcher vor mehreren Zeugen ſich verpflichtet hatte, die erwähnte Waſſer⸗ 
leitung bis längſtens Georgi (24. April) 1871 zu beſeitigen, allein 
das Verſprechen nicht eingehalten hatte. Der Rechtsſtreit wurde nach 
den Vorſchriften des ordentlich mündlichen Verfahrens durchgeführt, 
und laut des ergangenen Beiurtheiles auch der Augenſchein und der 
Kunſtbefund, ſowie die Zeugenvernehmung vorgenommen. 

Das ſtädtiſch⸗delegirte Bezirksgericht Bozen gab, indem es ſich 
für zuſtändig hielt, mit Urtheil vom 16. December 1872, 3. 11.232, 
dem erſten Theile des Klagebegehrens, und zwar ſoferne als des 
Klägers Eigenthumsrecht durch die beigebrachten Urkunden und ver⸗ 
nommenen Zeugen erwieſen worden, zwar Folge, wies dagegen die 
Klage, inſoweit mit derſelben auch das Eigenthumsrecht an jenem 
Grundtheile, welcher durch erwähnte Waſſerleitung (Sagbach) durch⸗ 
laufen wird, ab und gab hinwieder dem zweiten Theile des Klage⸗ 
begehrens mit dem Bemerken ſtatt, daß die Waſſerleitung (Sagbach) 
binnen 14 Tagen zu entfernen, der frühere Zuſtand wieder herzuſtellen 
und die Koſten wechſelſettig aufzuheben feien. N 

In den diesbezüglichen Gründen wird zuerſt bemerkt, daß die 
Cumulirung zweier Begehren in derſelben Klage hier nicht beanſtändet 
worden iſt. 

Das Begehren ad I ſteht mit dieſem Rechtsſtreite offenbar nur 
ſoweit im Zuſammenhange, als es ſich um die Benützung von Grund 
und Boden des Klägers zu der Waſſerleitung (Sagbach) handelt. Nun 
haben der Augenſchein⸗ und der Kunſtbefund, ſowie die Zeugenverneh⸗ 
mung dargethan, daß gar kein klägeriſcher Grund hiezu verwendet, 
ſondern die Waſſerleitung ausſchließlich auf dem zum Bache gehörigen 
Bachgrieſe erbaut, die Waſſerleitung ſomit nicht als Theil des kläge⸗ 
riſchen Grundes (Fötſchenſchmiedgütel), ſondern unr als deſſen weſt⸗ 
liche Grenze anerkannt wurde. 

Was den zweiten Theil des Klagebegehrens anbelangt, ſo muß 

vor Allem hervorgehoben werden, daß der Geklagte nicht nachgewieſen 
hat, daß er bei Errichtung der Waſſerleitung um die vorgeſchriebene 
politiſche Bewilligung eingeſchritten fet. 
; Hätte er um dieſelde angefucht, fo würde auch der Kläger Ge- 
legenheit gehabt haben, ſeine Einwendungen geltend zu machen. Es 
ſei nun allerdings richtig, daß die Frage, ob aus öffentlichen Rück⸗ 
ſichten eine Waſſerleitung zu geſtatten oder zu verbieten ſei, der Ent⸗ 
ſcheidung der politiſchen Behörden vorbehalten bleibe; allein hier trete 
zur Beſeitigung der Leitung ein privatrechtlicher Titel auf, nämlich 
das durch mehrere Zeugen gerichtsordnungsmäßig erwieſene, vom Ge⸗ 
klagten dem Kläger geleiſtete und von dieſem angenommene Ver⸗ 
ſprechen, die Waſſerleitung bis längſtens Georgi 1871 zu entfernen. 
Inſoferne es ſich nun um ein vertragsmäßiges Verſprechen handelt, 
fei die Competenz des Gerichtes begründet. Es war daher dem zweiten 
Theile des Klagebegehrens ſtattzugeben; jedoch wird andererſeits in 
die Competenz der politiſchen Behörden, inſoferne es ſich um eine zu⸗ 
künftige Regelung der betreffenden Verhältniſſe im öffentlichen Inter⸗ 
eſſe handelt, nicht vorgegriffen, da ein Begehren um Erlaſſung eines 
Verbotes der neuerlichen Errichtung der Waſſerleitung nicht geſtellt wurde. 
i Gegen das erſtrichterliche Urtheil ergriffen beide Parteien die 
Appellation; der Kläger, weil fein Begehren theilweiſe abgewieſen 
und die Gerichtskoſten gegenſeitig aufgehoben wurden, der Geklagte 
aber, weil das Gericht ſich für zuständig erklärte, und das Klage⸗ 
begehren nicht vollſtändig abgewieſen hat. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Innsbruck verwarf mit Urtheil 
vom 2. April 1873, 3. 747, die Appellation des Klägers in beiden 
Punkten und verfällte ihn in den Erſatz der durch ſeine eigene Ap⸗ 
pellation dem Gegner verurſachten Koſten; der Appellation des Ge⸗ 
lagten aber gab es theilweiſe Folge und erkannte mit theilweiſer Beſtä⸗ 
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tigung und theilweiſer Abänderung des Erkenntniſſes der erſten In⸗ 
ſtanz, wie folgt: Der Geklagte hat der ihm im zweiten Theile des 
erſtrichterlichen Urtheils anferlegten Schuldigkeit, die Waſſerleitung ab⸗ 
zutragen und den früheren Stand wieder herzuſtellen, binnen 30 Ta⸗ 
gen von Zuſtellung der über Anſuchen der Parteien ſeitens der poli⸗ 
tiſchen Behörde im öffentlichen Intereſſe zu ertheilenden Genehmigung 
und in der von derſelben zu beſtimmenden Art und Weiſe, oder 
binnen jener anderen Stift, welche die politiſche Behörde aus öffent- 
lichen Rückſichten zu beſtimmen finden ſollte, bei Exeeutionsvermei⸗ 
dung nachzukommen. Sonſt wurde das erſtrichterliche Urtheil beſtätigt, 
1 Koſten der Appellation des Belangten aber wechſelſeitig aufge⸗ 
oben. 

Das k. k. Oberlandesgericht ſtützte ſich auf folgende Gründe: 

- Bor allem Anderen handelt es ſich um die Frage, ob der Civil⸗ 
richter zur Entſcheidung über beide Punkte des Klagebegehrens zu⸗ 
ſtändig ſei. Was den erſten Punkt anbelangt, kann deſſen Zuſtändigkeit 
nicht bezweifelt werden, denn es handelt ſich um die Anerkennung des 
klägeriſchen Grundeigenthums, worin nach der Behauptung und dem 
Begehren der Klage auch jener Grund und Boden einbegriffen wäre, 
auf welchem der Geklagte vor mehreren Jahren eine Wafferleitung 
(Sagbach) errichtete und daher den factiſchen Beſitz ausübte, während 
er das Eigenthum des Klägers in der von dieſem behaupteten Aus⸗ 
dehnung nicht anerkennt, andererſeits aber zugibt, daß der Grund, 
worauf der Sagbach fließt, öffentliches Gut ſei. 

Da nach dem Ergebniſſe der Beweiſe durch Sachbefund und 
durch Zeugen die fragliche Waſſerleitung auf dem Bachgrieſe, welcher 
als ein integrirender Beſtandtheil des Bettes des Kardaunerbaches, 
daher als ein öffentliches Gut anzuſehen iſt, errichtet wurde, wäre mit 
alleiniger Rückſicht auf dieſe Eigenſchaft des Gewäſſers, um deſſen 
Benützung und Leitung es ſich eben handelt, im Sinne der $$ 16 
und 75 des Waſſergeſetzes nur die politiſche Behörde berufen, zu ent⸗ 
ſcheiden, ob der Fortbeſtand dieſer zugeſtandenermaßen ohne ihre Be⸗ 
willigung errichteten Waſſerleitung ohne Gefährdung eines öffentlichen 
oder Privatintereſſes geſtattet werden könne. Allein es vermag die in 
der Klage behauptete vertragsmäßige Vereinbarung ſchon allein die 
richterliche Competenz zur Entſcheidung über die im zweiten Punkte 
begehrte Entfernung der Waſſerleitung zu begründen, denn das zweite 
Begehren ſtützt ſich auf das vertragsmäßige Verſprechen des Geklag⸗ 
ten. Nur wenn man von der Vertragspflicht abſehen könnte, würde 
nach den §§ 27 und 75 des Waſſergeſetzes die Entſcheidung über das 
zweite Klagebegehren der politiſchen Behörde ſelbſt dann zuſtehen, 
wenn die Waſſerleitung wirklich auf klägeriſchem Grunde ſich befände, 
denn auch in dieſem Falle würde es ſich auf Seite des Geklagten um 
die Benützung eines öffentlichen Gewaͤſſers als Waſſerkraft und um 
deſſen Leitung über fremden Grund handeln. 

Allein wenn auch der Civilrichter ausſprechen darf, daß der 
Geklagte civilrechtlich verpflichtet ſei, der von ihm vertragsmäßig über⸗ 
nommenen Verbindlichkeit nachzukommen, muß er dennoch den allen⸗ 
falls beſtehenden öffentlichen Rückſichten Rechnung tragen. Deßhalb 
mußte man dem Spruche die Beſchränkung beiſetzen, daß bei der po⸗ 
litiſchen Behörde die Genehmigung und die Beſtimmung der Art und 
Weiſe, und allenfalls der Zeit und Friſt der Ausführung erwirkt 
werde. 

Das Oberlandesgericht begründet ſodann ſeine Entſcheidung über 
das Meritum des Streites und widerlegt in längerer Auseinander⸗ 
ſetzung zunächſt die Appellationsbeſchwerde des Klägers. Hierauf wird 
die Grundloſigkeit der Beſchwerde des Geklagten, wie folgt, nachge⸗ 
wieſen. Die Einwendung der Unzuſtändigkeit des Civilrichters wurde 
bereits im Eingange entkräftet. Dem Begehren auf Entfernung der 
Waſſerleitung und Wiederherſtellung des vorigen Standes hat der 
erſte Richter auf Grund der beſtimmten Zeugenausſagen, welche einen 
rechtlichen Beweis über die vertragsmäßige Verpflichtung des Ge⸗ 
klagten, die Waſſerleitung im Frühjahre 1871 zu entfernen, herſtellen, 
mit Recht ſtattgegeben. Denn wenn gleich nach dem Ergebniſſe der 
Beweiſe die fragliche Waſſerleitung auf einem öffentlichen Gute er⸗ 
baut wurde, und nur die politiſche Behörde zu entſcheiden hat, ob 
Jemandem die Benützung eines öffentlichen Gewäfferd als Waſſer⸗ 
kraft und deſſen Leitung auf öffentlichem Grunde geſtattet werden 
könne, kann doch Jedermann zum Vortheile eines Dritten ſich rechts⸗ 
wirkſam verpflichten, eine ohne oder mit politiſcher Bewilligung zu 
Privatzwecken errichtete Waſſerleitung zu entfernen, und zur Entſchei⸗ 
dung über die Rechtswirkſamkeit einer ſolchen vertragsmäßigen Ver⸗ 


pflichtung iſt nur der Civilrichter berufen; jedoch muß er, wie bereits 
oben ausgeführt wurde, der politiſchen Behörde die im öffentlichen Intereſſe 
gebotene Genehmigung und Beſtimmung der Art und Weiſe vorbehalten. 

Was endlich die Beſchwerde des Geklagten wegen der ihm vom 
erſten Richter beſtimmten Friſt zur Entfernung der Waſſerleitung an⸗ 
belangt, wird bemerkt, daß, wenn gleich die Streittheile über die hie⸗ 
zu erforderliche Friſt nicht verhandelt haben, es nach § 399 G. O. 
für Tirol (5 300 der joſeph.) dem Richter obliegt, die Friſt nach 
Erforderniß der Arbeit zu beſtimmen. Für den Fall, als die politiſche 
Behörde nicht im öffentlichen Intereſſe die Zeit und Friſt der Abtra⸗ 
gung der Waſſerleitung zu beſtimmen findet, wird mit Rückſicht auf 
die Erheblichkeit der Arbeit die Friſt von 30 Tagen für angemeſſen 
erachtet, welche jedoch erſt von der Ertheilung der politiſchen Geneh⸗ 
migung zu laufen hat. 

Gegen das obergerichtliche Urth:il revidirte der Kläger, indem 
er erklärte: Er finde ſich vorerſt durch jenen Punkt der zweit⸗ 
richterlichen Entſcheidung, in welcher erkannt wurde, daß der Geklagte 
der im erſtrichterlichen Urtheile ihm auferlegten Verpflichtung, die 
Waſſerleitung abzutragen und den früheren Stand wieder herzu⸗ 
ſtellen erſt binnen 30 Tagen ron Zuſtellung der über Anſuchen der 
Parteien von der politiſchen Behörde im öffentlichen Intereſſe er⸗ 
theilten Genehmigung, und in der von derſelben zu beſtimmenden Art 
und Weiſe, oder binnen jener anderen Friſt, welche die politiſche Be⸗ 
hörde aus öffentlichen Rückſichten zu beſtimmen finden ſollte, bei ſon⸗ 
ſtiger Execution nachzukommen habe, dann auch durch die Auflage des 
Erſatzes der Appellatiönskoſten beſchwert. Nachdem nämlich beide In⸗ 
ſtanzen ſich für zuſtändig hielten, ſo war der Spruch nur nach Maß⸗ 
gabe der Gerichtsordnung, und des geftellten Klagebegehrens zu er⸗ 
laſſen und dem Geklagten die Wegräumung der Waſſerleitung binnen 
14 Tagen bei ſonſtiger Execution aufzutragen. Jede andere Sentenz 
ſei gerichtsordnungswidrig und bringe Schwierigkeiten und Verwir⸗ 
rungen bei dem Executionsverfahren, Competenzeonflicte u. dgl. mit ſich. 

Mit Urtheil vom 31. Juli 1873, 3. 6679, fand der k. k. 
oberſte Gerichtshof die beiden untergerichtlichen Entſcheidungen bezüg⸗ 
lich des erſten Punktes des Klagebegehrens, dann betreffs der wechſel⸗ 
ſeitigen Aufhebung der Gerichtskoſten erſter Inſtanz, ſowie der durch 
die Appellation des Geklagten erwachſenen Koſten unberührt zu laſſen, 
hinſichtlich der Verfällung des Klägers in den Erſatz der durch die 
Appellation verurſachten Koſten das obergerichtliche Urtheil zu beſtä⸗ 
tigen, in dem weiteren revidirten, den zweiten Theile des Klagebe⸗ 
gehrens berührenden Punkte aber ſowohl das erſt⸗ wie das zweitrich⸗ 
terliche Urtheil aufzuheben, mit dieſem Theile des Klagebegehrens den 
Kläger an die zuſtändige politiſche Behörde zu weiſen und die Re⸗ 
viſionskoſten gegenſeitig aufzuheben. Die auf die Competenz bezüg⸗ 
lichen oberſtrichterlichen Entſcheidungsgründe lauten: 

Alle Angelegenheiten, welche die Benützung, Leitung oder 
Abwehr der Gewäſſer betreffen, insbeſondere alle Streitigkeiten wegen 
der Herſtellung oder Abtragung von Waſſerwerken, wegen Verände⸗ 
rung des Waſſergerinnes u. f. f. gehören nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, als nach der Mühlordnung vom 1. December 1814, nach 
den Miniſterialverordnungen vom 19. Jänner 1853, 3. 9 und 10, 
und vom 7. Juli 1870, 3. 172, endlich nach dem Geſetze über das 
Waſſerrecht vom 30. Mai 1869, 3. 93 R. G. B., und nach den 
auf deſſen Grunde erlaſſenen Landesgeſetzen in den Wirkungskreis der 
politiſchen Behörden. Dieſe Zuſtändigkeit kann auch durch ein wie 
immer geartetes Uebereinkommen der Parteien nicht alterirt werden, 
indem es den letzteren nicht geſtattet werden darf, über Angelegen⸗ 
heiten des allgemeinen öffentlichen Intereſſes einſeitige Privatverträge 
zu Schließen, jo derlei Objecte der öffentlichen Aufſicht und Leitung 
zu entrücken, und hiedurch Gefährdungen des allgemeinen Intereſſes, Compe⸗ 
tenzeonfliete und inöbefondere im Executionsverfahren die größten Verwir⸗ 
rungen zu verurſachen. Weil ſohin die ſtreitige Frage, betreffend die 
Wegräumung und rückſichtlich Ueberlegung der von dem Geklagten 
aus dem Bethaler⸗ oder Kardaunerbache geführten Waſſerleitung dem 
Wirkungskreiſe der Gerichtsſtellen gar nicht angehört, ſo mußten im 
revidirten Punkte die Urtheile der erſten und zweiten Inſtanz nach 
dem Hofdeerete vom 28. October 1815, Z. 1187 J. G. S., und 
nach § 48 des kaiſ. Patentes vom 20. November 1852, 3. 251% 
R. G. Bl., von Amtswegen aufgehoben, und der Kläger mit dieſem 
Theile ſeines Klagebegehrens an die zuſtändige politiſche Behörde ge⸗ 
wieſen werden. Jur. Bl. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


208 


bid geg 


Titeratur. 


Rückblickauf die legislatoriſche Thätigkeit des Kaiſers Franz 
Joſeph l. Eine Feſtſchrift. Wien, Manz, 1873. Die vorliegende aus Anlaß der Feier 
des 25jährigen Regierungsjubiläums Sr. Majeſtät des Kaiſers in feſtlicher Ausſtat⸗ 
tung erſchienene Schrift bringt eine faßliche Ueberſicht der Geſetzgebung ſeit dem 
Regierungsantritte unſeres Kaiſers. Insbeſondere ſind es die allerdings hervorragen⸗ 
den geſetzlichen Reformen auf dem Gebiete der Juſtiz, welche eingehender behandelt 
und gleichſam in ihrer organiſchen Entwicklung dargeſtellt werden. Die Schrift iſt 
warm, patriotiſch gehalten. r. 

Die Grundlagen des Preßſtrafrechts. Ein Beitrag zur Preßgeſetz⸗ 
gebung in Oeſterreich und Deutſchland. Von Dr. Ferdinand Lentner, k. k. Hofcon- 
cipiſt, Docent des Strafrechts und der Verwaltungswiſſenſchaft. Wien 1873. Verlag 
der G. J. Manz'ſchen Buchhandlung. Der Autor der vorliegenden Schrift erwartet 
von einer rechten Abgrenzung des Preßſtrafrechts und des Preßpolizeirechts eine 
ſachgemäße Löſung aller hier in Betracht kommenden Aufgaben. Seiner Auffaffung 
zufolge liegt der Schwerpunkt der hier in Frage ſtehenden Angelegenheiten, inſoweit 
es ſich um die vom allgemeinen Strafgeſetz abweichenden Beſtimmungen handelt, 
im Gebiete der Polizei⸗Strafgeſetze. Der Verfaſſer, welcher ſich zunächſt die Aufgabe 
ſtellte, die Aufmerkſamkeit der Theorie und Praxis auf die Gefahren und Incon⸗ 
venienzen einer Reform der Preßgeſetzgebung vom iſolirten Standpunkte des Straf⸗ 
rechtes hinzulenken und die Wichtigkeit der Berückſichtigung des focialen Verwaltungs⸗ 
rechtes darzuthun, hat dieſen Zweck in der vorliegenden erſten Abtheilung feines Wer⸗ 
kes bereits erreicht. Das Buch iſt gelehrt und anregend geſchrieben und gibt Beweis 
von vielfachen Studien aaf dem Gebiete des Preß⸗ und Preßſtrafweſens. —. 

Perles' öſterreichiſcher Juriſtenkalender für 1874. Redigirt 
und herausgegeben von Dr. Guſtav Kohn. Die Verlagshandlung M. 
Perles in Wien, welcher das Verdienſt gebührt, vor vier Jahren zuerſt die Idee eines. 
öſterr. Juriſtenkalenders verwirklicht zu haben, verſendet nun den V. Jahrgang des 
ſchon beſtrenommirten Taſchenbuches. Der vorliegende Kalender enthält außer dem Ka⸗ 
lendarium Entſcheidungen des k. k. oberſten Gerichtshofes aus dem im erſten Se⸗ 
meſter 1873 amtlich veröffentlichten Spruchrepertorium, die im erſten Semeſter 1873 
publicirten Juſtizgeſetze, einen Auszug aus dem Gebührentarife, Eidesformeln, das 
Geſetz betreffend die Aufhebung des Normalſchulfondsbeitrages und die Einführung 
eines Schulbeitrages aus den in Oeſterreich unter der Enns vorkommenden Verlaſſen⸗ 
ſchaften, eine Krankenhausfonds⸗Beitragstabelle, eine überſichtliche Zuſammenſtellung 
der gerichtlichen Verwahrungs⸗ und Telegraphengebühren und den Notariatstarif- 
Ueberdies bringt das Büchlein den Conceptſtatus des Juſtizminiſteriums, des oberſten 
Gerichtshofes und des Reichsgerichtes, ferner das Adreſſenverzeichniß der Wiener 
Advocaten, Notare und Dolmetſche, ein Verzeichniß der Gerichts⸗ und Verwaltungs⸗ 
behörden erſter Inſtanz nebſt Angabe der Advocaten und Notare für alle im Reichs⸗ 
rathe vertretenen Kronländer, ein alphabetiſches Verzeichniß der Gerichtsſitze in den⸗ 
felben, endlich die ungariſche Gerichtsorganiſation. Wir können das auch in geſchmack⸗ 
voller Form ſich präfentirende Handbuch beſtens empfehlen. 

Wiener Communalkalender für 1874. 2. Jahrg. (neue Folge.) 
Manz'ſche Buchhandlung. Dieſer Communalkalender empfiehlt ſich als ein zweckmäßtk⸗ 
ges ſtädtiſches Handbuch. Recht beachtenswerth iſt die in demſelben enthaltene ges 
drängte und doch erſchöpfende Ueberſicht der adminiſtrativen Thätigkeit des Wiener 
Gemeinderathes 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Miniſterium für Landesverthei⸗ 
digung Friedrich Maltz v. Maltenau eine ſyſtemiſirte Miniſterialrathsſtelle in 
dieſem Miniſterium verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Conſulatsadjuncten bei dem k. und k. Conſulate 
in Conſtantinopel Julius Abramovich Ritter v. Adelburg den Titel eines Kanz⸗ 
leiſecretärs verliehen. . x 

Seine Majeftät haben dem Wundarzte Alois Liebl das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz verliehen. f N ? 

Der Miniſter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Hermann Ritter v. 
Lama, Alfred Edlen v. Lanſer und Dr. Auguſt Wieſinger zu Statthalterei⸗ 
ſeeretären, Erſteren in Tirol, die beiden Letzteren in Oberösterreich ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtamtscontrolor Lorenz Schug in Linz zum 
Oberpoſtconkrolor daſelbſt ernannt. 28 

Der Ackerbauminiſter hat den Oberbergrommiſſär Franz Kammerlander 
zum Bergrathe bei der k. k. Berghauptmannſchaft in Klagenfurt, den Bergeommiſſär 
Johann Chotsky zum Oberbergcommiſſär und Revierbeamten in Graz, die Ad⸗ 
juncten Reinhold Jauernigg und Dr. Lndwig Haberer zu Bergeommiſſären 
und den Bergbaueleven Franz Gabriel zum Adjnneten ernannt. 


Erledigungen. 


gen ſſtenſtelle beim Ackerbauminiſterium in der eilften Rangsclaſſe mit 
If. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis Ende Jänner 1874. (Amtsbl. Nr. 294.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


